
Hans Kastendiek 
N eokorporativismus? 
Thesen und Analyse-Konzepte in der westdeutschen Diskussion und in der interna­
tionalen „corporatism "-Debatte* 

1. Problem- und Fragestellungen 

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit einer Diskussion, die in der westdeutschen Sozial­
wissenschaft lange Jnhre nur sehr zögernd geführt und erst in der letzten Zeit inten­
siviert wurde. Es geht um die Frage, ob sich in der Bundesrepublik oder generell in 
westeuropäischen kapitalistischen Demokratien Konturen eines „neuen Korporati­
vismus" herausgebildet haben und ob sich diese mögliche Entwicklung gegenwärtig 
beschleunigt. Die bisherigen Antworten auf diese Frage sind sehr uneinheitlich und 
nicht immer konsistent. Oft hat es den Anschein, als werde der Begriff nur zur Eti­
kettierung gegenwärtiger Tendenzen einer gesellschaftlich-politischen Formierung 
herangezogen. 

In dieser Situation will ich versuchen, einige Ergebnisse und konzeptionelle 
Überlegungen einer internationalen Diskussion vorzustellen, die als „corporatism"­
Debatte bezeichnet werden kann. Sie hat jetzt auch Eingang in die westdeutsche Li­
teratur gefunden - als „Korporatismus"-Diskussion (vgl. Lehmbruch/Lang 1977; 
Streeck 1978 a und 1979; von Alemann/Heinze 1979 a und b; von Alemann 1979 
und 1980; von Beyme 1979). Als ihr Startpunkt gilt allgemein ein Zeitschriftenarti­
kel des Amerikaners Philippe C. Schmitter (,,Still the Century of Corporatism?", 
1974). Seitdem sind dem „corporatism" (das Fragezeichen entsprach schon nicht 
der Argumentation) mehrere internationale Konferenzen, zahlreiche Aufsatz- und 
einige Sammelpublikationen gewidmet worden. An der Debatte nehmen vor allem 
britische, skandinavische und mitteleuropäische Sozialwissenschaftler teil (zur west­
deutschen Beteiligung vgl. Lehmbruch 1974, 1977; Nedelmann/Meier 1977; Meier 
1978; von Beyme 1978;Streeck 1978 b;Offe 1978;Offe/Wiesenthal 1978). Daraus 
resultieren bestimmte Schwerpunktsetzungen und Einseitigkeiten der bisherigen 
Diskussion, z.B. die Vernachlässigung von Themenstellungen und Problemformulie­
rungen, wie sie in der italienischen Korporativismus0Analyse behandelt werden. Die­
ser Aufsatz wird diese Einseitigkeiten nicht korrigieren können, auch wegen meines 
gegenwärtigen Kenntnisstandes. Icp. konzentriere mich auf den Versuch einer Ein­
führung in die „corporatism "-Debatte. Dies scheint mir,.auch berechtigt zu sein, weil 

* Der Artikel resultiert aus meiner Mitarbeit im Unterprojekt 3 des Forschungsgebiets­
schwerpunkts „Politik und Ökonomie" am Fachbereich Politische Wissenschaft der Frei­
en Universität Berlin. Besonders geholfen haben mir Diskussionen mit Kurt Hübner, Hel­
la Kastendiek, Dick Moraal, Hugo Reister, Carola Sachse, Roland Schneider und Hans­
Willi Weinzen in der „Korporativismus"-Gruppe des Projekts. 
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die sozialistisch orientierte westdeutsche Sozialwissenschaft diese Analyserichtung 
kaum wahrgenommen hat. 

Vermutlich wird der Debatte von vornherein eine Skepsis entgegengebracht, 
die sehr deutlich in einem gerade publizierten Aufsatz zum Ausdruck gebracht wor­
den ist: die „corporatism"-Debatte sei „ein untauglicher Theorie-Versuch" der bür­
gerlichen, von der anglo-amerikanischen Diskussion dominierten Sozialwissenschaft, 
gegenwärtige Entwicklungen der gesellschaftlichen Politikorganisation zu un tersu­
chen (vgl. Bopp.Schmehl/Kypke 1979). Demgegenüber bin ich der Auffassung, daß 
uns einige Ergebnisse und analytische Konzepte dieser Debatte helfen können, die 
Fragen zu'beantworten, die in der westdeutschen Diskussion im Vordergrund ste­
hen. Diese Fragen sind vor allem: Wie sind für die Bundesrepublik Programme und· 
Techniken des „sozialen Friedens" einzuschätzen? Wie ist zu erklären, daß sich die 
Herrschaftsorganisation in der Bundesrepublik auch in der gegenwärtigen Krise und 
trotz aller Legitimations- und Steuerungsschwächen als sehr stabil erwiesen hat -
zumindest im westeuropäischen Vergleich? Bilden sich mit den gegenwärtigen S tra­
tegien zur Verwaltung, Moderation oder auch Überwindung ökonomischer Krisen­
entwicklungen weitere (neue?) Elemente und Formen einer gesellschaftlich-politi­
schen Formierung heraus? Beinhaltet die „Restrukturierung der Volkswirtschaft" 
eine gleichzeitige und notwendige Reorganisation des Verhältnisses von Politik und 
Ökonomie sowie eine Restrukturierung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse? 

Ich werde zunächst auf einige Korporativismus-Thesen aus der westdeutschen 
Diskussion und dann auf die „corporatism"-Debatte eingehen. Dabei wird deutlich 
werden, daß beide Diskussionsstränge zwar unterschiedliche bzw. unterschiedlich 
gewichtete Frage- und Problemstellungen haben, jedoch z. T. miteinander vereinbar 
sind (auch wenn die Begriffe Korporativismus und corporatism/Korporatismus bzw. 
korporativistisch und corporatist/korporatistisch nur teilweise identisch sind). Die 
dann folgenden Überlegungen gelten der Frage, welche Problemperspektiven sich 
aus der bisherigen Diskussion über einen „neuen Korporativismus''. bzw. einen ,,(Neo)­
Korporatismus" ergeben. Dies soll nicht nur auf einer konzeptionell-theoretischen 
Ebene geschehen, sondern auch im Hinblick auf die gesellschaftliche Politikorganisa­
tion in der Bundesrepublik. 

2. Korporativismus-Thesen in der bisherigen westdeutschen Diskussion 

Während die internationale corporatism-Debatte seit einigen Jahren ein Ausmaß er­
reicht hat, das bereits mit dem Terminus „Wachstumsindustrie" (Panitch 1978) iro­
nisiert wurde, wird in der westdeutschen (linken) Sozialwissenschaft nur sehr gele­
gentlich und punktuell von korporativen Strukturen und Strategien gesprochen. Oh­
ne Anspruch auf Vollständigkeit sollen einige Beiträge referiert werden. · 

Bereits 1968 verwies JohannesAgnoli auf korporative Merkmale der westdeut­
schen Politikorganisation. ,,Nicht in der Ausübung der Herrschaft, sondern in der 
gesellschaftlichen Funktion", wie er betont, lasse sich eine „Ähnlichkeit" bzw. eine 
,,Nähe" der „Volkspartei" bzw. der Volksparteien (,,die plurale Fassung einer Ein-
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heitspartei") zum faschistischen Einheitspartei-Typus feststellen. Typisch für beide 
sei „die Identifikation mit dem Ganzen, das Streben nach ,lnterklassismus' und dem 
parteiinternen> Ausgleich von parteiexternen Interessen- und Gruppenkonflikten ... 
beide zielen ungeachtet eines etwaigen kfassenmäßigen Auftrags auf die Bildung 
einer großen Gemeinschaft." In der „politisch praktizierten Form des Ausgleichs" 
gehe auch die Volkspartei „der Tendenz nach auf eine Zusammenarbeit von Berufs­
kategorien aus, in der die Polarität von Kapital und Arbeit aufgelöst werden soll. Sie 
orientiert sich also grundsätzlich an einer korporativen Lösung der Konflikte und an 
einer korporativen Friedensordnung". Die Praxis der Volksparteien laufe darauf 
hinaus, ,,den von ihnen getragenen, den mit ihnen weitgehend identischen Staat als 
die institutionelle Friedensmacht zu verwirklichen" (Agnoli 1968, S. 40 f.). 

Agnolis Thesen von korporativen Merkmalen der Politikorganisation in der 
Bundes~epublik wurden damals - wenn ich es richtig sehe - kaum aufgegriffen. 
Erst die gesellschaftlich-politischen F ormierungsprozesse der letzten Jahre haben 
wieder zu Versuchen geführt, Entwicklungstendenzen der westdeutschen Politik mit 
Hilfe des Korporativismus-Konzeptes zu interpretieren. 

Als Ausgangspunkt einer Herausbildung korporativer Strukturen und Strate­
gien wird insbesondere das Konzept der „Formierten Gesellschaft" gesehen, das 
1965 von Ludwig Erhard propagiert worden war (zur damaligen Aufnahme des Kon­
zepts vgl. Opitz 1965; Negt 196 7; Schäfer 196 7). Wolf-Dieter Narr warnt davor, die­
ses Programm nur als ein kurzlebiges Ideologieprodukt abzutun: 

„So schnell die Formel von der ,Formierten Gesellschaft' mit ihren heterogenen Elementen aus 
katholischer Soziallehre, Ordoliberalismus, neokorporativistischen Ideen und etatistischer Sor­
ge um ,den' Staat wieder aus dem Verkehr gezogen worden ist, so falsch wäre es, sich über die 
bleibende Symptomatik dieses Konzepts zu täuschen. Nicht nur wurde in der ,Großen Koalition' 
und der damit geleisteten Formierung des Grundgesetzes ein Teil der Verheißung der Formier­
ten Gesellschaft erfüllt und aufgehoben. Vielmehr behalten Konzept und Elemente eines staat­
lich überformten Neokorporativismus, der ungleiche Vierklang aus Staat(sapparat), Unterneh­
men, Gewerkschaften und Wissenschaft, behält eine politisch totalisierte Sozialpartnerschafts­
ideologie aktuelle Bedeutung und vor allem zukünftigen Richtungscharakter" (Narr 1979 ,S.19 f.). 

Heute wird die These 
zialdemokratische Programm einer „aktiven Strukturpolitik" bezogen, wie es von 
Scharpf/Hauff entwickelt wurde (Scharpf 1974; Hauff/Scharpf 1975). Es enthalte 
Überlegungen zu seiner politisch-gesellschaftlichen Durchsetzung, die auf ein „kor­
porativistisches Modell" hinauslaufen (Hoffmann 1977, S. 348; vgl. auch N arr/Offe 
1976). Auf diese Implikationen einer „aktiven Strukturpolitik" verweisen auch 
Hirsch/Rofü(l 977 und 1979). Für sie ist das Scharpf/Hauff-Programm schlicht eine 
,,sozialdemokratische Variante der korporativistischen ,Formierten Gesellschaft' " 
(1977, S. 12). Sie stehe im Zusammenhang mit der Herausbildung einer weitrei­
chenden sozialdemokratischen Massenintegrationsstrategie, die zunehmend auto­
ritär-korporativistische Züge annehme und sich im „Modell Deutschland" kristalli­
siere. Sie sei eine spezifische Strategie zur Aufrechterhaltung der politischen Stabi­
lität in der ökonomischen Krise. Eine Bedingung zur Durchsetzung dieser Strategie 
sei, daß die Gewerkschaften „nicht zu einer aktiven Gegenwehr gegen die Krisenfol­
gen (Arbeitslosigkeit, Rationalisierungen, verschärfte Arbeitshetze, verschlechterte 
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Arbeitsbedingungen etc.) mobilisieren, sondern sich weitgehend mit Appellen an 
den Staat begnügen" (Hirsch/Roth 1977, S. l l)J 

Hirsch/Roth sehen diese Bedingung als „noch gegeben" an;Esser/Fachkommenin 
ihrer Analyse der Versuche zur Krisenlösung in der saarländischen Stahlindustrie zu 
einem Ergebnis, das weiter reicht ( 1979 a, b; Esser u. a. 1979). Die Gewerkschaften 
hätten sich nicht nur passiv-reaktiv verhalten, sondern sie seien in ein ,,Krisenkartell" 
eingebunden gewesen, ,,in dem sich die Unternehmer der Stahlindustrie, die zustän­
digen staatlichen Instanzen und die betroffene Gewerkschaft informell zusammen­
gefunden haben, um eine gemeinsam getragene, für jeden erträgliche Problemlösung 
zu finden". ,,Erträglich" seien die Lösungsformen für die Gewerkschaft, die ihrer 
Kernmitgliedschaft möglichst wenig Krisenfolgen bringen - auf Kosten der übrigen 
Belegschaftsmitglieder, seien sie nun organisiert oder unorganisiert. Esser/Fach kom­
men zu dem generellen Ergebnis: ,,Zwischen Staat, Unternehmen und Gewerkschaft 
entstehen kooperative Regulierungsformen, die, auf Dauer gestellt, einen ,korporati­
stischen Block' erzeugen, der den Gesellschaf ts,kern' längerfristig stabilisieren könn­
te" (1979 b). Aus der Argumentation wird nicht immer ganz klar, ob mit der Be­
zeichnung des „Krisenkartells" als eines „korporatistischen Blocks" die „kooperati­
ven Regulierungsformen" als solche charakterisiert werden sollen, oder ob das „Kor­
poratistische" an diesem Block aus der Durchsetzung des.oben bezeichneten Selek­
tionsmusters resultiert. Vermutlich meinen Esser/Fach das Letztere. In diesem Fall 
entspricht ihr Begriff von „Korporatismus" einer der Bedeutungen, die der italieni­
sche Korporativismusbegriff hat: er bezeichnet - in einer Definition Agnolis - ,,auf 
egoistische Berufsinteressen bezogene, und daher für ertragreiche Kompromisse be­
reite, der Entfaltung des Klassenkampfs entgegenstehende Positionen" (Agnoli 1975, 
S. 19). 

Entwickeln Esser/Fach ihre These eines „korporatistischen Blocks" aus den 
spezifischen Politikfolgen der „ kooperativen Regulierungs[ ormen ", die sich zwischen 
Staat, Unternehmen und Gewerkschaften herausbilden, zielt die Argumentation 
Wolfgang Spohns (1979) vor allem auf die ,Rolle des Staates'. Die Grundzüge des 
Modells Deutschland" der SPD 

„zeigen eine verdächtige Nähe zum faschistischen Staats- und Gesellschaftsmodell, insbesondere 
hinsichtlich der Stellung des Staates zu sozialen Konflikten. Das Prinzip des Korporativismus, 
gesellschaftliche Beziehungen staatlich zu regulieren, steht heute nicht mehr im Widerspruch zu 
den Institutionen des bürgerlich-demokratischen Verfassungsstaates, sondern verwirklicht sich 
gerade durch diese". Das ,Modell Deutschland' sei „eine spezifische Form der staatlichen Regu­
lierung des sozialen Konflikts, eine Strategie des Staates, gesellschaftliche Interessen durch Insti­
tutionalisierung und Verrechtlichung ihrer potentiellen Sprengkraft zu entkleiden." (meine Her­
vorhebungen) 

Diese Strategie ziele direkt auf das Verhältnis ·von Lohnarbeit und Kapital: ,,Die 
Verrechtlichung und Institutionalisierung der Lohnarbeit-Kapital-Beziehungen erfaßt 
das Klassenverhältnis zum einen auf der Ebene des Einzelkapitals (Belegschaft-Un­
ternehmer), zum anderen die Klassenorganisationen selbst (vor allem Gewerkschaf­
ten-Unternehmerverbände)." Historisch hätten sich zwei Formen dieser Strategie 
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herausgebildet: die faschistische und die reformistische. Während die erstere dadurch 
geprägt sei, daß der Staat „die Ausgestaltung der Klassenbeziehungen in direkter 
Regie durchführt", impliziere die reformistische Form „die Anerkennung der öko­
nomischen und politischen Organisationen des Proletariats sowie deren (prinzipielle) 
Gleichberechtigung mit den Organisationen des Kapitals." Der Staat trete hier nicht 
,,selbst als Organisator der sozialen Beziehungen" auf, sondern beschränke sich dar­
auf, ,,Organisationsstatute" vorzuschreiben. ,,Gesellschaftliche Interessen können 
sich ·in der BRD zwar außerstaatlich organisieren, ihr Handlungsspielraum ist aber 
staatlich festgelegt". Obwohl Spohn unter der Überschrift „Der Weg in den moder­
nen Korp·orativstaat" das „Modell Deutschland" behandelt, wird die staatliche Fest­
setzung dieses Handlungsspielraums vor allem am zentralen Beispiel des Arbeits­
kampfrechtes und der entsprechenden Rechtsprechung der 50er und frohen 60er 
erläutert. Das „Reformistische" an der sozialdemokratischen Strategie wird mit die­
sen Ergebnissen des CDU-Staates, auch wenn sie weiterwirken, natürlich nicht erklärt 
und erklärbar. Die Behauptung, das „Modell Deutschland" sei gegenüber der „For­
mierten Gesellschaft" das adäquatere Konzept zur Aufrechterhaltung des „sozialen 
Friedens", ist daher auch ein unvermittelter Argumentationsschritt, und zwar im 
Hinblick auf beide Konzepte. 

Wir haben gesehen, daß die Spannbreite bisheriger Thesen der westdeutschen 
Korporativismus-Diskussion sehr groß ist: ,,korporativistisch" bezieht sich allgemein 
auf die Politik von Volksparteien; auf spezifische Konzepte christdemokratischer 
oder sozialdemokratischer Politik; auf Kooperationsformen von Staat, Kapital( orga­
niationen) und Gewerkschaften; auf Selektionsmuster bei der Abwälzung von Kri­
senfolgen auf bestimmte Gruppen der Arbeitnehmer; auf staatlich-rechtliche Regu­
lierungen der Konflikte zwischen Lohnarbeit und Kapital; generell auf unterschied­
liche Herrschaftsformen des Faschismus und der westdeutschen Demokratie. Die 
Bezüge zwischen den jeweils betonten/analysierten Formen und Merkmalen der ge­
genwärtigen Politikorganisation werden nur unzureichend hergestellt. Die Konturen 
eines theoretischen Konzeptes der Korporativismus-Analyse sind noch sehr undeut­
lich. 

3. Analytische Konzepte der internationalen „corporatism "-Debatte 

3.1. Zum Inhalt der Diskussion 

Die „corporatism"-Debatte bietet uns in dieser Situation keineswegs ,Patentrezepte', 
zumal es die „corporatism"-Theorie auch gar nicht gibt. Der analytische Gehalt de.r 
einzelnen Beiträge ist sehr unterschiedlich (und oft gering), und die bisherigen An­
sätze beziehen sich auf unterschiedliche Themenfelder. Zum Teil werden etwa die 
alten Theoreme der Verbandsforschung nur umformuliert; zum Teil werden Proble­
me angesprochen, die auch für die westdeutsche Sozialwissenschaft ein „alter Hut" 
sind, z. B. das Verhältnis von Interessenpolitik und parlamentarischer Repräsenta­
tion. Einige der Ansätze, und nicht nur die (wenigen) marxistischen Beiträge, beharr-
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dein allerdings wichtige Problemstellungen. Sie beziehen sich auf Entwicklungsten­
denzen in der gesellschaftlich-politischen Organisation westeuropäischer Staaten seit 
dem Ersten und insbesondere seit dem Zweiten Weltkrieg. ,,Corporatism" wird da­
bei sehr unterschiedlich verstanden, je nachdem, wie die Veränderungen im Verhält­
nis von Staat und Wirtschaft und im Verhältnis von Staat, Kapitalorganisationen 
und Gewerkschaften eingeschätzt werden. Vielen Ansätzen ist jedoch gemeinsam, 
daß sie eine zunehmende Tendenz zur Herausbildung zusätzlicher und neuer For­
men einer (institutionalisierten) Integration und Kooperation zwischen Staat und 
Wirtschaft bzw. zwischen Staat und den gesellschaftlichen Hauptorganisationen fest­
stellen. Dies resultiere aus veränderten Legitimations- und Steuerungsproblemen des 
Herrschaftssystems und habe wiederum neue Bedingungen und Formen der gesell­
schaftlich-politischen Konfliktaustragung geschaffen. Wenn diese neue Konstellation 
als „corporatism" bezeichnet wird, dann ist nicht immer klar, ob damit auf eine 
Analogie oder auf so etwas wie ein funktionales Äquivalent zum „Korporativismus" 
der 20er und 30er Jahre verwiesen werden soll. Klar ist nur, daß damit keineswegs 
eine direkte und einfache Gleichsetzung mit den früheren Gesellschafts- und Staats­
auffassungen oder gar mit Strukturelementen bzw. Elementen der Systemrhetorik 
z. B. des italienischen Faschismus beabsichtigt ist. Gelegentlich wird „corporatism" 
als eine spezifische Form gegenwärtiger Politikorganisation verstanden; meist wird 
zwischen einem autoritären, staatlichen etc. und einem liberalen, gesellschaftlichen 
etc. ,,corporatism" unterschieden, wobei der letztere eine aktuelle Politikorganisa­
tion in einigen westeuropäischen Demokratien bezeichnen soll. 

Ich werde mehrere der einflußreichsten Analyse-Konzepte z. T. ausführlich 
darstellen. Dies erscheint mir angebracht, weil sie in der westdeutschen Diskussion 
oft wenig bekannt sind oder nur äußerst verkürzt wiedergegeben werden. So haben 
z. B. Bopp/Schmehl/Kypke (1979) den Ansatz Schmitters nur sehr vage bezeichnet; 
die Arbeiten von Pahl/Winkler, Jessop, Panitch und Crouch werden nicht einmal er­
wähnt. Auch der Alemann/HehJze-Reader ( 1979a) gibt nur einen kursorischen und 
ausschnitthaften Überblick. In dieser Situation werde ich mich auf den Versuch 
konzentrieren, eine strukturierte Darstellung der Debatte zu geben. Auf eine detail­
lierte Kritik einzelner Ansätze und auf eine Wiedergabe der bisherigen wechselseiti­
gen Kritik zwischen den verschiedenen Richtungen werde ich dabei verzichten (vgl. 
dazu Panitch 1978 und Kastendiek 1980). Anzumerken ist noch, daß alle folgenden 
Zitate aus englischsprachigen Arbeiten von mir übersetzt wurden. 

3.2. Corporatism als ein staatlich gelenktes Wirtsch_aftssystem 

Die „corporatism"-DiskussioninGroßbritannien wird stark von den zahlreichen Bei­
trägen R. E. Pahls und J. T. Winklers geprägt. Ihrzen trales Thema ist die zunehmen­
de Involvierung des Staates in den Ablauf und in die Organisation der Wirtschaft, 
und ihre Thesen sind gerade auch von konservativer Seite aufgegriffen worden. Für 
Pahl und Winkler ist „corporatism" ein „ökonomisches System, in dem der Staat 
eine Wirtschaft, die sich-vorwiegend im Privatbesitz befindet, lenkt und kontrolliert" 
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(Winkler 1976, S. 103, meine Hervorhebung). Lenkende (direktive) Staatsinterven­
tion sei das „prinzipielle Definitionsmerkmal" des corporatism (a.a.O., S. 105). Sie 
erfasse auch die internen Entscheidungsprozesse privater Unternehmen. ,,Der Staat 
versucht nicht lediglich, Entscheidungen zu beeinflussen; er setzt oder begrenzt den 
Entscheidungsrahmen kapitalistischer Eigentümer oder Manager" (a.a.O., S. 104). 

Das Staatshandeln werde von vier Hauptprinzipien bestimmt (a.a.O., S. 105-
109): 

(1) unity: ,,Corporatism" gehe davon aus, daß sich ökonomische Ziele am besten durch Koope­
ration erreichen ließen. Dies sei eine Absage an eine konflikthafte Form der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung, insbesondere aber an das Prinzip des ökonomischen Wettbewerbs. ,,Corpo­
ratism" verzichte nicht nur auf eine anti-monopolistische Politik, sondern orientiere sich eher 
auf eine aktive Politik industrieller Reorganisation und/oder auf die Bildung staatlich organisier­
ter Kartelle. 
(2) order: ,,Corporatism" betrachte die Marktwirtschaft als anarchisch, unberechenbar und stör­
anfällig. Stabilität sei nur durch staatliche Regulierung und individuelle Selbstbeschränkung er­
reichbar. Der „general will" (wir würden wohl „Gemeinwohl" sagen) sei primär, bei seiner 
Durchsetzung müsse der Staat mitwirken. Arbeiter müßten arbeiten, Unternehmer müßten Ar­
beitsplätze garantieren, beide müßten kooperieren. Daher tendiere der Staat auch dazu, Streiks 
und Aussperrungen zu verbieten und Zwangsschlichtungen zu oktroyieren. 
(3) nationalism: ,,Corporatism" sei kollektivistisch; das Kollektiv werde aber nicht mehr als 
Klasse etc., sondern als Nation definiert. Die Leistungskraft der nationalen Volkswirtschaft sei 
das erklärte Ziel kollektiver Anstrengung, gerade gegenüber anderen Volkswirtschaften, zu de­
nen sich die nationale nationalistisch verhalte. 
(4) success: ,,Corporatism" sei ziel-, nicht mittelorientiert. Dies sei nicht lediglich ein Pragmatis­
mus, sondern auch eine Antinomie, wenn nicht eine Zurückweisung legaler Rechte und von 
Rechtsstaatlichkeit. ,,Corporatism" als ein „Mobilisierungssystem" unterdrücke privat-individu­
elle Lösungsformen und ziehe kollektivierte, staatliche Lösungen vor. ,,Genauer: dies meint, 
daß ein corporatistisches System versuchen würde, sich die Kontrolle über den Investitionspro­
zeß zu sichern (eine allokative Funktion) und in einem gewissen Ausmaß die Verantwortung für 
die ökonomische Planung zu übernehmen (eine koordinierende Funktion)" (Winkler a.a.O., S. 
109). 

Pahl/Winkler wollen mit den behandelten Aussagen einen Beitrag zu einer „generel­
len Theorie des corporatism" liefern. Sie verstehen ihre Definition als eine idealtypi­
sche, als einen „Extrakt" aus den ,historischen' Diskussionen und Realisierungsver­
suchen eines korporativistischen Systems und aus gegenwärtigen Tendenzen in west­
lichen Staaten. Sie lassen keinen Zweifel daran, daß in Großbritannien weitgehende 
Schritte in Richtung eines „corporatism" getan wurden, und sie erwarteten 1976/77, 
daß diese Entwicklung in den 80er Jahren zunehmen oder gar zu einem Abschluß 
kommen würde. Die Entwicklung habe Anfang der 60er Jahre zugenommen, als die 
Konservativen eine Wende ihres wirtschaftspolitischen Kurses einleiteten, die auf 
eine zunehmende Planung und Lenkung der Ökonomie hinauslief. Dieser Trend ha­
be sich fortgesetzt, gleich ob durch Labour oder Konservative. Ihnen sei eine „prag­
matische Theorie" des „corporatism" gemeinsam gewesen, die sich aus den allgemei­
nen Trends der britischen Ökonomie erklären ließe ( vgl. dazu auch Harris 1972; 
Middlemas 1979, die historisch viel weiter ausgreifen). Insbesondere 

die wachsende industrielle Konzentration, 
- die fallende Profitabilität, 
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- die technologische Entwicklung und 
- der internationale Wettbewerb 
hätten, beschleunigt durch die krisenhaften Entwicklungen, zu einer zunehmenden 
Involvierung des Staates in die Wirtschaft geführt. Das Ergebnis sei mehr als Staats­
intervention, keynesianische N achfragesteuerung, indikative Planung, technokrati­
sche Manipulation, soziale Demokratie, sozial verantwortlicher Kapitalismus oder 
ein neuer Industriestaat; das Ergebnis sei eine qualitative Veränderung des ökonomi­
schen Systems, etwas anderes als Kapitalismus oder Sozialismus, es sei ein neuer 
corporatism (zur Kritik daran vgl. z.B. Westergaard 1977 ,Jessop 1978,Panitch 1978). 

3.3. Corporatism als eine Form der Vermittlung funktionaler Interessen 

Anders als Pahl und Winkler, die sich weitgehend auf das Verhältnis von Staat und 
Wirtschaft konzentrieren und in der staatlichen Direktion der Wirtschaft das Charak­
teristikum des Corporatism sehen, konzentrieren sich die meisten anderen Beiträge 
auf das Problem der gesellschaftlichen und politischen Repräsentation bzw. Vermitt­
lung „funktionaler Interessen". Die Begriffe „funktionale Interessen", ,,funktionale 
Gruppen" etc. beziehen sich auf die Hauptgruppen der gesellschaftlichen Produk­
tion und Reproduktion, also vor allem auf das organisierte Kapital bzw. auf Kapital­
organisationen und auf die Organisationen der Arbeitnehmer. Das analytische Inter­
esse ist bei den einzelnen Autoren jedoch unterschiedlich gerichtet. 

a) Philippe Schmitter bestimmt corporatism als ein spezifisches System der Inter­
essenrepräsentation bzw. der Interessenvermittlung, das insbesondere durch die Rol­
le des Staates bei der Organisation von Interessen geprägt sei. Kennzeichnend für 
seine Argumentation ist eine Zergliederung gesellschaftlicher Politikorganisation: 
das System der Interessenrepräsentation bzw. -vermittlung wird als eine von vielen 
anderen Struktureinheiten begriffen. Als andere Struktureinheiten nennt erz. B. die 
familiäre Organisation, territorial-gemeinschaftliche Organisationsformen etc. 
Schmitter wendet sich damit gegen eine Gleichsetzung von Corporatism und „orga­
nischem Staat" bzw. ähnlichen weitreichenden Bestimmungen. So spricht er auch 
davon, daß sich ein „corporatistisches System der Interessenvermittlung" verbinden 
könne mit unterschiedlichen Parteiensystemen, mit unterschiedlichen jeweils herr­
schenden Ideologien etc. Das Gleiche gelte für ein „pluralistisches System der Inter­
essenvennittlung." 

Die breit angelegte Bestandsaufnahme von Konzepten und Formen de.r Politik­
organisation bündelt sich in der Bezeichnung eines Fragegegenstandes (hier: System 
der Interessenvermittlung) und läuft dann ebenfalls auf ,extraktmäßige' Definitionen 
hinaus: 

,,Ich habe es in meiner Arbeit für nützlich gefunden, corporatism als ein System der Interessen­
und/oder Verhaltensrepräsentation zu betrachten, als ein besonders ausgestaltetes (a particular 
modal) oder ideal-typisclles institutionelles Arrangement zur Verbindung gruppenmäßig organi­
sierter Interessen der bürgerlichen Gesellschaft mit den Entscheidungsstrukturen des Staates. 

88 



Als solches ist er eine von verschiedenen möglichen modernen Konfigurationen der Interessen­
repräsentation, deren vielleicht bestbekannte und meistanerkannte Alternative der Pluralismus 
ist" (Schmitter 1974, S. 86). 

Diese beiden Hauptalternativen werden dann so definiert: 

Pluralismus: ,,ein System der Interessenvermittlung, dessen wesentliche Bestandteile in eine 
nicht näher bestimmte Anzahl verschiedener, freiwilliger, in Wettbewerb stehender, nicht hierar­
chischer und autonomer (was die Art und den Umfang des Interesses betrifft) Gruppen organi­
siert sind. Diese Gruppen besitzen weder eine besondere staatliche Lizenz, Anerkennung oder 
Unterstützung, noch sind sie auf staatliche Initiative hin gebildet worden oder unterliegen staat­
licher Kontrolle hinsichtlich der Rekrutierung von Führungspersonal oder der Interessenartiku­
lation. Außerdem köni1en sie kein Repräsentationsmonopol innerhalb der von ihnen vertretenen 
Bereiche in Anspruch nehmen." 
Corporatism: ,,ein System der Interessenvermittlung, dessen wesentliche Bestandteile organisiert 
sind in einer begrenzten Anzahl singulärer Zwangsverbände, die nicht miteinander in Wettbewerb 
stehen, über eine hierarchische Struktur verfügen und nach funktionalen Aspekten voneinander 
abgegrenzt sind. Sie verfügen über staatliche Anerkennung oder Lizenz, wenn sie nicht sogar auf 
Betreiben des Staates hin gebildet worden sind. Innerhalb der von ihnen vertretenen Bereiche 
wird ihnen ausdrücklich ein Repräsentationsmonopol zugestnaden, wofür sie als Gegenleistung 
bestimmte Auflagen bei der Auswahl des Führungspers9nals und bei der Artikulation von An­
sprüchen oder Unterstützung zu beachten haben" (Schmitter 1974, S. 94 f.). 

Diese Definition treffe auf viele , westliche Demokratien' genauso zu wie auf autori­
täre Systeme. Für beide gelte, was z.B. für Schweden festgestellt wurde; dort beka­
men die Interessenverbände 
„einen quasi-legalen Status und ein festgeschriebenes Recht (a prescriptive right), für ihre Teile 
der Bevölkerung zu sprechen. Sie beeinflussen den Regierungsprozeß, vorbei am Parlament. Sie 
sind Agenten von Herrschaft. Sie vertreten den Staat in ganzen Bereichen des öffentlichen Le­
bens, und ihnen wurden Aufgaben übertragen, die eigentlich der Verwaltung zukommen" 
(Schmitter 1974, S. 100, zitiert R. Huntford, The New Totalitarians, New York 1972, S. 86). 

Dies verweise zwar auf die Möglichkeit, die Selbstdarstellung der ,westlichen Demo­
kratien' als pluralistische zu kritisieren und zu entlarven, könne aber nicht zu ihrer 
Gleichsetzung mit autoritären Systemen führen. 

Zur Differenzierung entwickelt Schmitter „taxonomisch" (Schmitter 1979, S. 
96) zwei Versionen des corporatism: einen gesellschaftlichen und einen staatlichen 
corporatism. Systeme der Interessenvermittlung 
„köm;ien ;mf zwei grundsätzlich unterschiedliche Arten entstanden sein und daher diametral 
entgegengesetzte Macht- und Einflußbeziehungen verkörpern. Sie können als mehr oder weniger 
spontane Antwort auf vorangegangenen Wandel innerhalb der Geschichte oder des Bereichs 
der Interessenvermittlung selbst gleichsam ,von unten' her aufgetaucht sein; oder sie können 
,von oben' aufgezwungen sein als bewufü politische Maßnakme auf Betreiben und unter Kon­
trolle bereits vorher existierender Machtgruppen" (Schmitter 197 9, S. 96). 

Diese Aussagen sind zwar reichlich „blauäugig", aber sie werden in den Arbeiten 
Schmitters besser begründet als sie vermuten lassen (allerdings nicht in dem eben zi­
tierten Beitrag, dem einzigen bisher übersetzten). Insbesondere im Anschluß an 
Shonfield (1968) und über ihn an Keynes bezieht er diese Aussagen auf Entwick­
lungstrends in westeuropäischen Staaten. 
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„Ich meine, daß die Korporatisierung der Interessenrepräsentation mit gewissen grundsätzlichen 
Imperativen oder Anforderungen des Kapitalismus zusammenhängen, die Bedingungen seiner 
Existenz zu reproduzieren und kontinuierlich neue Ressourcen zu schaffen. Unterschiede in der 
spezifischen Natur dieser Imperative oder Anforderungen in unterschiedlichen Stadien der insti­
tutionellen Entwicklung und des internationalen Zusammenhangs des Kapitalismus, insbesondere 
wenn sie sich auf das Verhältnis konfligierender Klasseninteressen auswirken, machen den Unter­
schied in den Entstehungsursachen der gesellschaftlichen und der staatlichen Fo1m des Korpora­
tismus aus." Die Herausbildung des gesellschaftlichen Korporatismus „kann vor allem zurückge­
führt werden auf die imperative Notwendigkeit eines stabilen, bürgerlich dominierten Regimes, 
verursacht durch Prozesse der Eigentumskonzentration, durch den Wettbewerb nationaler Wirt­
schaften, durch die Expansion der Rolle öffentlicher Politik und die Rationalisierung der Ent­
scheidungsprozesse innerhalb des Staates, um die beherrschten (subordinate) Klassen und Sta­
tusgruppen' enger in den politischen Prozeß einzubinden oder zu inkorporieren" (Schmitter 
1974, S. 107 f.). 

Schmitters Arbeiten sind der Hauptbezugspunkt der aktuellen „corporatism"-De­
batte. MiHlerweile liegen zahllose Aufsätze und Konferenzpapiere vor, die oft nur 
noch unmittelbar von den Definitionen eines „societal corporatism" ausgehen. Die 
Kritik an diesem Ansatz hat jedoch eine ganze Reihe von Schwachstellen bezeichnet, 
insbesondere: a) die Befangenheit in den Kategorien der Verbandsforschung , die 
schon in der dominierenden Entgegensetzung von Corporatism und Pluralismus zum 
Ausdruck kommt; b) den in dieser Tradition stehenden gruppentheoretischen An­
satz, der klassenanalytische Fragestellungen verbaut; c) die nur pauschale Beziehung 
der Entstehung korporativer Strukturen auf die Entwicklung der kapitalistischen 
Ökonomie; d) die abstrakte Fassung des Staates, der nur als Adressat von Interes­
senvermittlung oder als autonome oder gar neutrale gesellschaftliche Instanz er­
scheint; e) die fehlende Konzipierung eines politischen Systems, insbesondere die 
Vernachlässigung der Parteien als Vermittlungsinstanzen und Träger staatlicher Poli­
tik. 

b) Während Schmi tter - trotz der zuletzt zitierten Aussagen - sich weitgehend 
auf die Einflußnahme des Staates auf das „System der Interessenintermediation" 
konzentriert, ist für Gerhard Lehmbruch die Hauptfrage, wie sich „Interessenpoliük" 
und Parlamentalismus/Parteiensystem zueinander verhalten (vgl. insbes. 1977). Für 
ihn ist der „liberale Korporatismus", den er von einem „autoritären" unterscheidet, 
nicht schon als ein System der Interessenrepräsentation/intermediation charakteri­
sierbar, sondern das Spezifische an ihm sei „die enge wechselseitige Durchdringung 
der Staatsbürokratien und der großen Interessenverbände" (a.a.O., S. 94) bei der 
Entscheidung und Durchsetzung insbesondere der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
Dabei seien „Interessenpolitik"und „party government" nicht unvereinbar, sie seien 
sogar eine Symbiose eingegangen, die ihre Problemlösungskapazitäten erhöht hätte 
(a.a.O., S. 93). 

Die Entwicklung des Verhältnisses von liberalem Korporatismus und Parteien­
system lasse sich als ein Beispiel einer zunehmenden strukturellen Differenziernng 
und funktionalen Spezialisierung des politischen Systems interpretieren, hervorge­
bracht durch Anforderungen an Konsensbildungen, die insbesondere für die Wirt­
schaftspolitik spezifisch seien ( vgl. a.a.O., S. 99). Diese Aussagen werden vor allem 
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an der Einkommenspolitik in mehreren europäischen Staaten ausgeführt, da es bei 
der korporatistischen Interessenpolitik „vornehmlich um die Regulierung von Ver­
teilungskonflikten (geht), die für die staatliche Verantwortung für wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Stabilität und wirtschaftliches Wachstum relevant sind" (1979a, 
S. 55). 

c) Die Frage nach der Verbindung unterschiedlicher Repräsentationsformen im „li­
beralen Korporatismus" führt Bob Jessop zu einem Analyse-Konzept, das corpora­
tism im Kontext von Staatsformen problematisiert, die er durch ihr Verhältnis von 
politischer Repräsentation und staatlicher Intervention bestimmt (1978). Während 
in „parlamentarisch-bürokratischen" Staatsformen beide getrennt seien, würden 
sie im corporatism direkt miteinander verbunden. Corporatism beinhalte die Fu­
sion von politischer Repräsentation und staatlicher Intervention, da beide durch 
öffentliche „Korporationen" vermittelt würden, die auf der Basis der Stellung ihrer 
Mitglie'der im System der Arbeitsteilung konstituiert werden. Dies ist eine Defini­
tion von corporatism, die für einen ,korporativen Staat' gilt, der alle parlamentari­
schen Organisationsprinzipien eliminiert hat und sich nur noch auf die „Korpora­
tionen" stützt bzw. diese staatlich zusammenfaßt. Dieser ,pure corporatism' wäre 
identisch mit einem Korporativismus, wie er selbst in faschistischen Staaten nie 
verwirklicht wurde (vgl. Mayer-Tasch 1971 ). Jessop sagt denn auch, daß sowohl 
die parlamentarisch~bürokratische als auch die korporative Staatsform Idealtypen 
seien und daß jeder aktuelle Staat eine Mischform mit Elementen beider sei. Dies 
gelte insbesondere für den „ Tripartismus ", ein Begriff, mit dem in der britischen Dis­
kussion die enge, vor allem auch institutionalisierte Kooperation von Staat(sapparat), 
Kapital( organisationen) und Gewerkschaften bezeichnet wird. Für das „entstehende 
tripartistische System des liberalen Korporatismus" (Jessop 1978, S. 28 a) seien die 
sozialdemokratischen Parteien (oder ihre Äquivalente) die „natürlichen Regierungs­
parteien", da sie mehrere Hauptrollen in einer politischen Organisation verbinden: 
enge Beziehungen zur Arbeiterbewegung; ein substantielles Wählerpotential in der 
organisierten Arbeiterklasse und bei der neuen Kleinbourgeoisie; die Fähigkeit, un­
terschiedliche Forderungen zu einem Programm zu verbinden, das eine staatliche In­
tervention im Interesse der Kapitalakkumulation unterstützt (vgl. a.ä.O., S. 29). 

3.4. Corporatism als eine Politik zur Integration der Arbeiterklasse und ihrer Orga­
nisationen 

Für Leo Panitch ist es ein „ziemlich sonderbarer Weg", eine marxistische Analyse 
des Corporatism im Rahmen einer abstrakten Bestimmung von Staatsformen zu be­
ginnen (1978, S. 6), so hilfreich die Überlegungen Jessops auch seien. Panitch wen­
det sich generell gegen ein methodisches Vorgehen, das ausgehend von partikularen 
Strukturen Definitionen für ein „ganzes System" aufstellt, ob nun für ein System 
der Interessenintermediation, für eine Staatsform oder für eine Produktionsweise 
( 1978, S. 12 und 2). Das corporatistische Paradigma könne ein heuristisches Instru-
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ment für die Erfassung der sozialen Realität vieler westlicher liberaler Demokratien 
sein, wenn es 
,,eine politische Struktur im fortgeschrittenen Kapitalismus bezeichnet, die organisierte sozio­
ökonomische Produzentengruppen durch ein System der Repräsentation und kooperativen 
wechselseitigen Zusammenarbeit auf der Leitungsebene und durch ein System der Mobilisierung 
und sozialen Kontrolle auf der Massenebene integriert" (1977, S. 66, meine Hervorhebungen). 

Diese Aussagen werden 1978 präzisiert: Die Definition erfasse nur die formale Seite 
corporatistischer Strukturen, nicht aber ihren substantiellen Charakter. Das bestim­
mende Element sei „state controi over labour". Beim Corporatism als einer aktuel­
len Struktur und einer Ideologie gehe es vorrangig um eine staatlich induzierte Klas­
senkollaboration. ,,Corporatism ist vor allem anderen eine politische Form, die da­
zu bestimmt ist, die organisierte Arbeiterklasse in den Staat zu integrieren" (1978, 
S. 12 f., Hervorhebung bei Panitch). Die Frage, welchen Klasseninteressen der Cor­
poratism diene, sei vernachlässigt worden, weil (1) in der Einschätzung des Staates 
dessen systematischer bias in Richtung auf die Vorherrschaft der bürgerlichen Klas­
se und weil (2) das Ungleichgewicht in den Macht- und Einflußbeziehungen überse­
hen werde, das das Verhältnis von Gewerkschaften un~ Kapitalorganisationen präge. 
Mit den Annahmen von einer sozialen Harmonie, von einer staatlichen Neutralität 
gegenüber den Gruppen und von einem Machtgleichgewicht zwischen diesen sei (3) 
die Instabilität korporativer Strukturen in liberalen Demokratien tendenziell igno­
riert worden. 

Für die Herausbildung korporativer Strukturen sieht Panitch insbesondere 
zwei Gründe: (1) die drei wichtigsten herrschenden Ideologien in europäischen 
liberalen Demokratien - Katholizismus, Liberal-Konservativismus und Sozialdemo­
kratie - hätten eine gemeinsame Affinität zum korporatistischen Denken, das seit 
dem Ersten Weltkrieg die Herausbildung korporativer Strukturen begünstigt hätte; 
(2) die Entstehung eines Corporatism als ein weitreichender systematischer Prozeß, 
in dem korporative Strukturen eine bedeutende politische und ökonomische Rolle 
spielen, sei jedoch auf die Zeit des Zweiten Weltkriegs und danach zurückzuführen. 
Erklärt wird dies durch die staatliche Verpflichtung auf eine Vollbeschäftigungspoli­
tik und die daraus resultierende Involvierung des Staates in die Ökonomie; beides 
seien Ergebnisse der politischen Kräftekonstellation (Wahlerfolge der Parteien der 
Arbeiterklasse nach 1945 ;·Furcht vor den politischen Folgen von Arbeitslosigkeit -
nach den Erfahrungen der 30er Jahre). Korporative Strukturen hätten sich in den 
Ländern herausgebildet, in denen eine Einkommenspolitik das Kernstück staatlicher 
Wirtschaftsplanung war/ist. ,,Der Grund, daß Einkommensp~olitik generell im Mittel­
punkt korporatistischer Entwicklungen steht, liegt darin, daß sie - viel mehr als in 
anderen Bereichen staatlicher Intervention in die Wirtschaft - die direkte Beteili­
gung der Gewerkschaften erfordert" (1977, S. 78). Hierin liege aber auch genau der 
Grund für die Instabilität der Einkommenspolitik und der sie tragenden korporati­
ven Strukturen. Sobald die Gewerkschaftsführungen die Zielsetzungen dieser Politik 
akzeptieren, geraten sie in einen Widerspruch zu den Interes_sen der Mitglieder. Ins­
besondere in Großbritannien sei ein permanenter Zirkel der Einführung, des Schei­
terns und der Wiedereinführung von tripartistischer Einkommenspolitik zu beobach-
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ten, und immer, wenn eine freiwillige Einkommenspolitik gefährdet oder gar ge­
scheitert war, habe es Versuche des Staates gegeben, sie mit verschiedenen Zwangs­
mitteln zu gewährleisten. Aber diese Politik bleibe ineffektiv, solange sie den offe­
nen Widerspruch zu den Prinzipien der liberalen Demokratie vermeiden will/muß 
(vgl. S. 81 ff.). Dies wiederum führe zu einem neuen Versuch einer freiwillig verein­
barten Einkommenspolitik ... 

3.5. Corporatism als eine Politik industn"eller Beziehungen 

Diese Entwicklung ist das Thema Colin Crouch's, der die „Politik der industriellen 
Beziehungen" in Großbritannien seit 1945 untersucht hat (1979; vgl. auch 1977). 
Crouch stellt fest, daß sowohl Labour als auch Konservative insbesondere drei Poli­
tiken - je nach Situation und Kräfteverhältnissen - gewählt haben bzw. wählen 
mußten: (1) Einkommenspolitik, (2) gesetzliche Regulierungsversuche, (3) triparti­
stische Abstimmung bzw. Verhandlungen. Dies seien keine sich ausschließenden Al­
ternativen, sondern die konkret-aktuelle Politik verbinde (einige) diese(r) Möglich­
keiten und kombiniere sie auch je nach Lage mit anderen Politiken. Crouch's detail­
lierte Analyse, die hier nicht nachgezeichnet werden kann, mündet in einen Versuch, 
die unterschiedlichen Politiken bzw. Strategien zu systematisieren. Er unterscheidet 
eine liberale und eine corporatistische Grundrichtung der Politik industrieller Bezie­
hungen. (Crouch spricht von einem liberalen und von einem corporatistischen „sy­
stem" der industriellen Beziehungen, aber ich übersetze das mit „Grundrichtung", 
weil „System" im Deutschen die Vorstellung von einer in sich geschlossenen S truk­
tur beinhaltet.) Beide seien Strategien zur Unterordnung der organisierten Arbeiter­
schaft, differieren aber in den Methoden und besonders im Umfang staatlicher Mit­
wirkung. Je nach dem gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnis und der entspre­
chenden Position der Gewerkschaften werden beide Grundrichtungen unterschied­
liche Ausprägungen gewinnen (1979, S. 179): 
Gnmdrichtungen der 
Politik industrieller Beziehungen 

liberal 

corporatist 

Kräfteposition der Gewerkschaften 
. stark schwach 

(1) free collective 
bargaining 
(4) bargained 
corporatism 

(2) N eo-laissez-faire 

(3) corporatism 

zu ( 1): ,,Free collective bargaining" war die vo,herrschende Form der industriellen Beziehungen 
dPr 50er und frühen 60er Jahre. Die Gewerkschaften waren politisch und gesellschaftlich aner­
kannt, gerade auch nach der Phase der Kooperation während des Zweiten Weltkrieges. Auch 
nach 1945 wurden sie über viele Gremien und Verhandlungskanäle an staatlichen Entscheidun­
gen beteiligt. Ihre Verhandlungsmacht gegenüber dem Kapital war angesichts geringer Arbeitslo­
sigkeit und wirtschaftlicher Prosperität groß. Alle Parteien stimmten grundsätzlich überein, die 
industriellen Beziehungen soweit wie möglich aus der Parteienpolitik herauszuhalten. 

zu (2): ,,Neo-laissez-faire" zielt auf eine marktwirtschaftliche Politikoption, auf einen Rückzug 
des Staates aus der unmittelbaren Verantwortung für wirtschaftliche Prozesse und der perma-
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nenten direkten staatlichen Einflußnahme auf die Entwicklung industrieller Beziehungen. Das 
„laissez-faire" bezieht sich auf das Kapital, keineswegs auf den Prozeß der Auseinandersetzung 
zwischen Gewerkschaften und Kapital. Aufgabe des Staates sei es vielmehr, den Einfluß der Ge­
werkschaften zurückzudrängen, um der Kapitalrationalität Freiraum zu verschaffen. ,,Insgesamt 
meint die Option des ,laissez-faire' die Zurückdrängung gewerkschaftlicher Positionen durch an­
dere Mittel als die des Kompromisses und der Verständigung, die Neutralisierung verschiedener 
Formen des demokratischen Drucks auf die Wirtschaftspolitik und eine einschneidende Zurück­
nahme staatlicher Leistungen" (1979, S. 185). Dies ist also keineswegs eine Vorstellung von 
einem schwachen Staat; im Gegenteil: eine solche Politik läßt sich nur mit einem ,starken Staat' 
durchsetzen. 

zu (3): Die „neo-laissez-faire-Option" will, so ihre Befürworter, corporatistischen Strategien ent­
gegentreten, kann aber auf sie angewiesen sein, wenn sie die Gewerkschaften schwächen will. 
Corporatism zielt auf die Disziplinierung der Arbeitnehmer über die Disziplinierung ihrer Orga­
nisationen, eine Politik, die z. Z. im Kontext eines internationalen Monetarismus durchgesetzt 
werden könnte. In der Kombination von ökonomischem Liberalismus und Corporatism verbin­
den sich die jeweils spezifischen Restriktionen für die gewerkschaftliche Politik. 

zu (4): Versuche einer ,puren' corporatistischen Strategie lassen sich unter den britischen Bedin­
gungen nur unvollkommen durchsetzen, zumal die Möglichkeiten rechtlicher Sanktion nicht so 
weit gehen, wie dies in Westdeutschland in einigen Punkten der Fall ist. Die Bereitschaft der Ge­
werkschaften, corporatistischen Beziehungen zuzustimmen, muß immer wieder neu gewonnen 
werden, sei es durch Zugeständnisse an die Bedürfnisse der Gewerkschaftsorganisation, sei es 
durch Zugeständnisse, die von den Gewerkschaftsmitgliedern als in ihrem Interesse verstanden 
werden. Corporatistische Arrangements könnten daher nicht verordnet werden; sie seien das Re­
sultat und die Durchsetzungsform eines „bargained corporatism ": ,,Er beinhaltet, daß die Ge­
werkschaften einige Strategien akzeptieren, die - verglichen mit dem free collective bargaining 
- Arbeiterinteressen zurückdrängen. Aber er bedeutet auch die Aussicht auf Vorteile. Die Ge­
werkschaften schrecken vor corporatistischen Entwicklungen zurück, aber gleichzeitig sind sie 
geneigt, einige ihrer erreichten, aber weniger bedeutsamen Errungenschaften im Austausch für 
die Möglichkeit eines größeren politischen Einflusses und für eine erweiterte und größere Ein­
flußmacht ihrer Mitglieder am Arbeitsplatz zu opfern; gleichzeitig nehmen sie aber auch Ein­
schränkungen hin: eine offensichtlichere Rolle der Gewerkschaften bei der Disziplinierung ihrer 
Mitglieder, einen erhöhten Staatseinfluß und eine größere Anerkennung der industriellen Ord­
nung und ihrer Prioritäten" (1979, S. 189). 

Diese vier Optionen treten nicht in „Reinform" auf; sie kennzeichnen Strategien, 
die sich in jeweils spezifischer Weise miteinander verbinden können. Daraus folgt, 
daß einfache Zuordnungen einer bestimmten Politikkonstellation mit Hilfe dieser 
vier Grundrichtungen nicht möglich sind; die Aufgabe konkreter Analyse wird sein, 
die Verbindung dieser Strategien herauszufinden, gerade auch, um widersprüchliche 
Entwicklungen in jeweiligen Situationen herauszufinden. 

3.6. Ebenen korporativer Beziehungen 

Die Analyse industrieller Beziehungen wird dann insbesondere wichtig, wenn wir et­
wa den Punkt Leo Panitch's berücksichtigen, der Corporatism als eine politische 
Struktur der Zusammenarbeit auf der Leitungsebene und der Mobilisierung und so­
zialen Kontrolle auf der Massenebene bezeichnete. Trotz dieser Definition konzen­
trieren sich die meisten Konzepte auf Institutionen und Prozesse auf der Leitungs-
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ebene, in der Annahme, daß Mobilisierung und soziale Kontrolle „von oben" erfol­
gen, sei es in der staatlich-politischen Disziplinierung „der Massen" oder in der Dis­
ziplinierung über die gesellschaftlichen und politischen Organisationen. In beiden 
Richtungen erscheint Disziplinierung als Absicherung kooperativer Beziehungen auf 
den ,Kommandohöhen' von Staat und Gesellschaft. 

Für die Korrektur dieser Auffassungen ist die UnterscheidungArthur Wassen­
bergs hilfreich (1978 a und b), der auf die verschiedenen Ebenen industrieller Bezie­
hungen hinweist: 

die Mikro-Ebene (Betrieb, Unternehmen), 
die Meso-Ebene (Branche, Region), 
die Makro-Ebene (zentral-staatliche Instanzen und Spitzenverbände). 

Es sei gerade die in der bisherigen Diskussion vernachlässigte Meso-Ebene, auf 
der korporative Entwicklungen wirksam seien (vgl. dazu Esser/Fach!). Dies sei über­
sehen worden, weil Kooperation und Konflikt auf der Makro-Ebene spektakulärer 
sind bzw. in Szene gesetzt werden, oft überlegt, um von Entwicklungen auf der 
Meso- und Mikro-Ebene abzulenken. 

Die Meso-Ebene ist vermutlich aus vielen Analysen herausgefallen, weil die in­
dustriellen Beziehungen in den Branchen/Regionen nicht wie auf den anderen Ebe­
nen reguliert und formell instutionalisiert sind (Kriterien, auf die viele corporatism­
Begriffe abstellen). Zumindest gilt das für die Bundesrepublik, wenn wir an das Be­
triebsverfassungs- und das Mitbestimmungsgesetz denken, an die gesetzlichen und 
justiziellen Regulierungen des Arbeitskampfs- und Tarifrechts usw. (vgl. Spohn). 
Reguliert und formell institutionalisiert sind also gerade die industriellen Beziehun­
gen, in denen „Mobilisierung und soziale Kontrolle der Massen" ,notwendig' werden. 

4. Problemperspektiven für die Analyse der gesellschaftlichen Politikorganisation 

4.1. Korporative Strategien und Strukturen in der gesellschaftlichen Politikorgani-
sation „ westlicher Demokratien" 

Die Thesen von einem Neokorporativismus oder (Neo)Korporatismus bezeichnen -
wie wir gesehen haben - immer nur Teilaspekte der gesellschaftlichen Politikorgani­
sation. Die Kritik Leo Panitch's an Ganzheitsbestimmungen des corporatism hat 
deutlich gemacht, daß sie auf Generalisierungen von Teilstrukturen der Politikorga­
nisation zurückgehen, obwohl sich diese Teilstrukturen/Teilsysteme selbst nur ideal­
typisch als corporatism bezeichnen lassen. Damit werden nun aber gerade Problem­
und Fragestellungen abgebogen, die überhaupt erst ein analytisches Konzept für 
eine aktuelle Korporativismus-Diskussion konstituieren können. Dies läßt sich am 
besten durch einen Verweis auf die früheren Auffassungen einer korporativistischen 
Gesellschafts- und Staatsverfassung begründen. 

Die korporativistischen Ordnungsmodelle waren keineswegs Konzepte/Pro­
gramme, die sich auf einzelne „Teilsysteme" bezogen. Sie zielten vielmehr auf die 
politische Organisation von Gesellschaft. Korporativismus sollte eine Alternative 
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sein (1) zu den Prinzipien liberal-demokratischer Repräsentation und ihren Ein­
bruchsstellen für einen politischen Klassenkampf, also zum Parlamentarismus, (2) 
zur Anarchie der marktwirtschaftlichen Produktion, also zum ,,freien" ökonomi­
schen Wettbewerb, (3) zu den Auseinandersetzungen zwischen den (Organisationen 
der) sozio-ökonomischen Gruppen/Klassen, also zum ökonomischen Klassenkampf 
Dementsprechend sollte Korporativismus (1) eine Reorganisation des politischen 
Systems, (2) eine Restrukturierung der Volkswirtschaft bis hin zur Branchenstruk­
tur und (3) eine Regulierung und Formierung des Verhältnisses von Lohnarbeit und 
Kapital bzw. ihrer Organisationen bedeuten. Der „korporative Staat" sollte die in 
„Korporationen" zusammengefaßten Produzentengruppen vereinigen, die wiederum 
die konstitutiven Trägereinheiten dieses Staates sein sollten (vgl. dazu und zu den 
unterschiedlichen Konzeptionen Mayer-Tasch 1971). Korporativismus war also eine 
spezifische klassen„harmonische" Konstruktion des Staates und der Gesellschaft, 
die auf eine direkte und organisierte Verbindung politischer, ökonomischer und so­
zialer Beziehungen abstellte. Dieser „ganzheitliche" Bezug muß als Frage erhalten 
bleiben, wenn das a_nalytische Konzept des corporatism/Korporativismus Sinn ma­
chen soll. Nur dann kann der Begriff des state corporatism oder des autoritären 
Korporatismus auch den „historischen" Korporativismus erfassen, und nur dann 
können die komplementären Begriffe des gesellschaftlichen, liberalen oder bargained 
corporatism die Frage offenhalten, ob sich in_den „westlichen Demokratien" ver­
gleichbare oder ähnliche Tendenzen herausgebildet haben. 

Die korporativistischen Ordnungsmodelle wurden nur partiell verwirklicht, da 
die klassen„harmonischen" Konzepte an den Klassenwidersprüchen scheiterten. Da­
her läßt sich selbst für das faschistische Italien nur mit Einschränkungen von einem 
„korporativen Staat" oder einem „korporativen System" sprechen. Erst recht gilt 
dies für die „westlichen Demokratien" Westeuropas, auch wenn „korporatives Sy­
stem" im Sinne des Neokorporati(vi)smus verstanden wird. Daß sich hier korpora­
tive Strategien und Strukturen herausgebildet haben, ist jedoch zumindest in der in­
ternationalen sozialwissenschaftlichen Diskussion eine Meinung, die sich immer 
mehr durchzusetzen scheint. Auch überwiegt eine Auffassung, die mit der K ontinui­
tät korporativer Strategien eine Tendenz zu ihrer Komplettierung annimmt ( obwohl 
z. B. Panitch und Crouch auf die Instabilität korporativer Strukturen hinwiesen). 
Aber z. Z. spricht wenig dafür, daß daraus ein „System" jenseits des Parlamentaris­
mus, der Klassenauseinandersetzung oder gar des Kapitalismus entsteht. Was aber 
bereits entstanden sein könnte oder vielleicht entsteht, ist ein Netzwerk kor­
porativer Strukturen i n n e r h a l b der bestehenden Politikorganisation. Solche 
Strukturen haben sich offensichtlich in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen, 
in vielen Politikfeldern und auf unterschiedlichen Ebenen der Herrschaftsorganisa­
tion herausgebildet. Die Frage zu beantworten, wie ... sie miteinander zusammenhän­
gen, wie sie sich wechselseitig ergänzen und gegenseitig absichern, und die Frage zu 
prüfen, ob sich daraus eine gesellschaftlich-politische Formierung ergibt, die über 
die „normalen" Integrationsmuster der kapitalistischen Gesellschaft hinausgeht, ist 
m. E. eine Hauptaufgabe der Korporativismus-AI1alyse. 
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4.2. Historische Kontinuitätslinien in der Herausbildung korporativer Strategien 
und Strukturen 

Im Gegensatz zur westdeutschen Diskussion, die die Neokorporativismus-Thesen 
zum Teil sehr unvermittelt auf gegenwärtige Tendenzen der westdeutschen Herr­
schaftsorganisation bezieht, thematisieren viele corporatism-Konzepte die Heraus­
bildung korporativer Strategien und Strukturen im Kontext von Entwicklungsten­
denzen insbesondere seit dem Ersten Weltkrieg. Die Unterscheidung etwa eines ge­
sellschaftlichen und eines staatlichen corporatism ist also nicht nur ein Versuch, 
einen adäquaten Begriff für die Analyse heutiger Politikorganisation in westeuropä­
ischen Gesellschaften zu entwickeln. Sie ist auch ein Versuch, unterschiedliche „Ver­
arbeitungsformen" der politischen, ökonomischen und sozialen Problemlagen seit 
den 20er und 30er Jahren zu bezeichnen. Was in der etablierten westdeutschen So­
zialwissenschaft unter der Vorherrschaft des Totalitarismus-Konzepts als prinzipiel­
ler Gegensatz von diktatorisch-faschistischen und demokratischen Reaktionsformen 
erschien und bis heute erscheint, wird in der corporatism-Debatte, jedenfalls in den 
uns interessierenden Beiträgen, weit differenzierter als Herausbildung abweichender 
Formen bzw. Prozesse gesellschaftlich-politischer Formierung begriffen, die trotz al­
ler Abweichungen gemeinsame Züge aufweisen. 

Offensichtlich stellt sich damit die Frage nach der historischen Kontinuität 
korporativer Strukturen z. B. in Großbritannien oder in Skandinavien anders als in 
den Ländern, in denen sich in den 20er und 30er Jahren diktatorisch-faschistische 
Regime etablierten. Sie läßt sich dort anders stellen, weil die Kontinuität der gesell­
schaftlichen Politikorganisation und die darin eingeschlossene Kontinuität ihrer kor­
porativen Konturen weit ungebrochener ist, als dies z. B. in Deutschland der Fall 
ist. In der „westdeutschen" Wahrnehmung wurde Korporativismus zu einem Merk­
mal des Faschismus bzw. seiner Systemrhetorik. Damit wurde sowohl die Frage 
nach den Kontinuitätslinien in Bezug auf das „Dritte Reich" als auch in Bezug auf 
die Weimarer Republik (und natürlich auch zwischen diesen beiden) abgeschnitten. 
So wurde in Westdeutschland Korporativismus fast zu einem Un-Begriff, der allen­
falls in Verbindung mit dem Faschismus verwendet wurde (nur in diesem Zusam­
menhang wird erz. B. im Standard-Lexikon „Staat und Politik", hrsg. von E. Fraen­
kel und D. Bracher, kurz erwähnt; Frankfurt am Main 1957, S. 66;Neuausgabe 
1964,S. 84). 

Im Gegensatz dazu konnte der Amerikaner R. H. Bowen 194 7 feststellen: 

,,In Ländern, in denen liberal-demokratische politische Institutionen weiter in Funktion blieben, 
wurden die autoritären Versionen des ,corporatism' im allgemeinen mit einiger Vehemenz zu­
rückgewiesen. Gleichzeitig aber gab es Anzeichen von einem wachsenden Bewußtsein, daß in 
modernen industriellen Gesellschaften seit einiger Zeit gewisse fundamentale Tendenzen wirk­
ten, die als ,corporative' bezeichnet werden könnten. Ökonomen und Historiker sahen eine sol­
che Tendenz im Niedergang des atomistischen Wettbewerbs im wirtschaftlichen Leben; eine 
Sphäre des ,freien Wirkens der individuellen Kräfte' wurde zunehmend durch die Anwendung 
kollektiver Vereinbarungen ersetzt, die zwischen fest organisierten ,Interessengemeinschaften' 
geschlossen wurden. Juristen und Politikwissenschaftler beobachteten einen parallelen Nieder­
gang des atomistischen Individualismus in der Politik, indem sie feststellten, daß private Kör-
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perschaften, die beanspruchten, die Gruppeninteressen der Arbeiter, der Arbeitgeber, der Bau­
ern, der Konsumenten, bestimmter Industriezweige und anderer ökonomischer und sozialer 
Gruppen zu vertreten, dazu tendierten, umfassender und stärket integriert zu werden mit der 
Absicht, ihren direkten Einfluß auf die Regierungspolitik zu erhöhen. In einigen demokrati­
schen Staaten, vor allem im Vor-Nazi-Deutschland, in Frankreich und in der Tschechoslowakei 
wurde diesen Gruppen der Rang offizieller Anerkennung gegeben, als ihnen die Mitgliedschaft 
in Nationalen Wirtschafsräten eingeräumt wurde, die als beratende ,Parlamente der Industrie' 
geschaffen wurden" (R. H. Bowen, German Theories of the Corporate State, New York 1947, 
S. 3 f., zitiert bei Panitch 1977, S. 62 f.). 

Diese Feststellungen verweisen uns darauf, daß die gebrochene Kontinuität der Herr­
schaftsorganisation in Deutschland offensichtlich auch die Kontinuität sozialwissen­
schaftlicher Analyse und Theoriebildung zerstört hat. In der Korporativismus-Dis­
kussion-wird dies jedenfalls sehr deutlich, und die nicht seltene alleinige und unver­
mittelte Bezugnahme auf Herrschaftsstrategien und -strukturen des Faschismus/Na­
tionalsozialismus läßt sich nur so erklären. Analysen wie sie z. B. von Middlemas 
(1979) und Harris (1972) für Großbritannien vorgelegt wurden, stehen für die deut­
sche und westdeutsche Entwicklung noch aus. Wenn bei uns von einem „Neokorpo­
rativismus" oder ,,(Neo )Korporatismus" gesprochen wird, dann kennzeichnet das 
„Neo" anscheinend eher die neue Diskussion über Probleme, die keineswegs neu 
sind, sondern nur als neue aufgefaßt werden. 

Die Frage nach der früheren Existenz und der (möglichen) Kontinuität korpo­
rativer Strukturen mag ,als solche' nicht sonderlich wichtig sein; die Feststellung z.B., 
die „Zentrale Arbeitsgemeinschaft" in der Weimarer Republik habe korporative Zü­
ge gehabt, hilft uns wenig bei der Analyse der bundesrepublikanischen Herrschafts­
organisation. Gewicht erhält die Frage nach historischen Kontinuitätslinien erst 
dann, wenn sie auf Problemkontinuitäten der kapitalistischen Herrschaft bezogen 
wird, wenn also gefragt wird, ob und wie korporative Strategien und Strukturen im 
Rahmen bestimmter Reaktionsformen auf bestimmte gesellschaftliche Konstellatio­
nen entstehen. Diese Kon tinuitäten auch nur zu skizzieren, würc;le einen weiteren 
Aufsatz verlangen. Ich will jedoch zumindest darauf hinweisen, daß in einigen cor­
poratism-Beiträgen die Herausbildung korporativer Tendenzen gerade auf Problem­
lagen zurückgeführt wird, die uns heute z. T. als neue, als heute spezifische vorkom­
men. Die uns heute geläufigen Begriffe wie „Modernisierung der Volkswirtschaft", 
,,Reorganisierung der Ökonomie", ,,Zusammenfassung der gesellschaftlichen, öko­
nomischen und politischen Kräfte" etc., die im Hinblick auf eine „Überwindung der 
Wirtschaftskrise" und eine „Stärkung der nationalen Ökonomie im internationalen 
Wettbewerb" formuliert werden, lassen sich ~benso oder ähnlich in Konzeptionen 
oder Erklärungsversuchen korporativer Entwicklung finden, die in den 20er und 
30er Jahren diskutiert wurden. 

4.3. Zur Spezifizierung korporativer Strategien und Stmkturen in der Bundesrepu-
blik . 

Die bisherigen Überlegungen haben gezeigt, daß eine auf die Bundesrepublik bezoge-
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ne Korporativismus-Analyse die Vorstellung von einem umfassenden, ganzheitlichen 
„korporativen System" vermeiden muß. Auch die Differenzierung zwischen einem 
,,staatlichen" oder „autoritären Korporatismus" und einem „gesellschaftlichen" 
oder „liberalen Korporatismus" darf nicht dazu führen, die Analyse korporativer 
Strategien und Strukturen in ein, wenn auch verfeinertes „System-Schema" zu pres­
sen. Die generelle Annahme eines gegenwärtigen „gesellschaftlichen Korporatismus" 
würde z. B. gleich zwei Fragen verbauen: die nach der möglichen Kontinuität oder 
Re-Etablierung von Tendenzen eines „autoritären Korporatismus" und die nach der 
Existenz von nicht-korporativen Durchsetzungsformen von Politik. 

Die Analyse korporativer Tendenzen muß also zweifach spezifiziert werden: 
es gilt, nach den Unterschieden von korporativen und nicht-korporativen Politikfor­
men und nach den unterschiedlichen Formen einer korporativen Politik zu fragen. 
Dabei können uns insbesondere die Überlegungen Crouch's helfen (vgl. Teil 3.5.). 
A b~r auch die Konzepte eines „staatlich/ autoritären" und eines „gesellschaftlich/ 
liberalen Korporatismus" sind hilfreich, wenn sie nicht als „System-Modelle" ver­
standen und nicht auf Probleme der Verbändeforschung etc. reduziert werden (vgl. 
Teil 3 .3.). Ich will versuchen, diese These skizzenhaft am Beispiel der Strategien zu 
begründen, die in der westdeutschen sozialistischen Diskussion als korporativistisch 
bezeichnet wurden (vgl. Teil 2). (Ich beziehe mich also auf einige Theoreme, d. h. 
die folgende Skizze ist nicht als Abriß einer korporativistischen Entwicklung in 
Westdeutschland gedacht; z. B. kann ich hier nicht auf Fragen der Kontinuität ein­
gehen, die gerade im Teil 4.2. gestellt wurden, und ich vernachlässige auch z.B. die 
Phase der Re-Konstituierung der gesellschaftlichen Politikorganisation in den 40er 
Jahren.) Die folgenden Überlegungen beziehen sich insbesondere auf die Aussagen 
von Leo Panitch und Colin Crouch, die corporatism als eine staatliche Strategie zur 
Integration und Kontrolle der Gewerkschaften bzw. als eine staatliche Strategie in­
dustrieller Beziehungen fassen. 

a) Die von Wolfgang Spohn herausgestellte Integrationspolitik der 50er Jahre läßt 
sich als eine Strategie staatlicher Gewerkschaftspolitik bezeichnen, die weitgehend 
auf eine direkte Beteiligung der Gewerkschaften an der Aushandlung und Durch­
setzung staatlicher Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik verzichtete, genauer: ent­
sprechende Forderungen der Gewerkschaften zurückwies. Dies kontrastiert deut­
lich etwa mit der britischen und skandinavischen Entwicklung. In der Bundesrepu­
blik konzentrierte sich die staatliche Gewerkschaftspolitik auf den Versuch, das 
Konfliktpotential und die Kampfmöglichkeiten der Gewerkschaften in vielfältiger 
Weise gesetzlich und justiziell einzugrenzen und die Gewerkschaften auf die Rolle 
einer ökonomischen Interessenvertretung im engen Sinne festzulegen. In den Be­
griffen Crouch's kann diese Politik der Schwächung der Gewerkschaften durch eine 
Eingrenzung ihres Handlungsrahmens als eine Verbindung von liberalen und corpo­
ratistischen Strategieelementen bezeichnet.werden, als eine Verbindung eines spezi­
fischen Neoliberalismus mit Disziplinierungsformen eines autoritären corporatism. 
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b) Die staatliche Eingrenzung des gewerkschaftlichen Handlungsrahmens änderte 
nichts daran, daß sich im Laufe der 50er Jahre die Verhandlungsmacht der Ge­
werkschaften gegenüber dem Kapital erhöhte. Dies lag zum einen daran, daß die 
eben bezeichnete Strategie gegen die Gewerkschaften immer auch Formen einer 
„materiellen Integration" beinhalten mußte, und zum anderen daran, daß sich die 
Verhandlungspositionen der Gewerkschaften verbesserten, als sich eine Situation 
der Vollbeschäftigung einstellte. So konnten die Gewerkschaften eine Steigerung 
der Lohnsätze und eine schrittweise Verringerung der Arbeitszeit erreichen (z. B. 
wurde von 1956 bis 1960 in einer Reihe von Abkommen die tarifliche Arbeitszeit 
in der Metallindustrie von 48 auf 40 Wochenstunden reduziert - die Zahl 40 sollte 
bis 1967 erreicht werden; vgl. Bergmann u. a. 1975, S. 192). Spätestens in den frü­
hen 60er Jahren hatte sich eine Form industrieller Beziehungen zwischen Lohnar­
beit und Kapital ergeben, die der von Crouch als ,,free collective bargaining" be­
zeichneten Grundrichtung nahekam. Die westdeutsche Form von „Tarifautonomie" 
war allerdings nur bedingt mit der englischen vergleichbar. Letztere bezog sich nicht 
nur auf Tarifverhandlungen, sondern war auch im· Rahmen von Verhandlungsstruk­
turen zwischen Gewerkschaften und Staat zu sehen. Während in Westdeutschland 
der Rahmen von Tarifautonomie wesentlich staatlich gesetzt war, ergab sich der 
Rahmen des „free collective bargaining" aus der Fortdauer von Verhandlungsstruk­
turen zwischen Gewerkschaften, Unternehmern und Staat, die sich insbesondere in 
der „nationalen Kriegsallianz" .bis 1945 herausgebildet hatten. 

c) Die Konzipierung der „Formierten Gesellschaft" dürfte wesentlich auf diese 
Entwicklung zurückzuführen sein. Die Strategie der 50er Jahre reichte offensicht­
lich nicht mehr aus, gewerkschaftliche Forderungen zurückzuweisen. Der „CDU­
Plan", der keineswegs nur ein Partei-Produkt war, sondern im Kontext von Unter­
nehmerstrategien entstand (vgl. Opitz 1965), setzte zu einem Angriff auf „die plura­
listische Verbandsgesellschaft" an, die einzelnen Verbänden (sprich: den Gewerk­
schaften) die Durchsetzung von „Gruppeninteressen" yrmöglicht habe. Dagegen 
wurde ct1e Konzeption einer Gesellschatt formuliert, in der die Verbände als „ge­
meinwohlorientierte ,befestigte' Gruppen" einen „optimalen Status ihres Umfangs 
und ihrer Organisation sowie einen legalen Status erreicht haben, indem sie vom 
Staat anerkannt sind und ihre Rolle von der Gesellschaft akzeptiert ist" (zitiert 
nach Opitz, a.a.O., S. 755). Erforderlich sei „die Begrenzung und Kontrolle dieser 
Macht, und zwar nach Möglichkeit auf Grund der eigenen Ansicht dieser Gruppen" 
( ebda). Während das vorletzte Zitat sich wie eine Erläuterung der Schmitter'schen 
Definition eines „staatlichen corporatism" liest, könnte das letzte auf Bestimmun­
gen eines „gesellschaftlichen/liberalen corporatism '.' verweisen. Die „F armierte Ge­
sellschaft" als eine Konzeption zur vorwiegend „weichen" oder „ideologischen" 
Formierung aufzufassen, die ohne staatlichen Zwang auskommen wollte, wäre je­
doch eine Fehleinschätzung. Bei der Lektüre zeigt sich, daß zwar wenig über den di­
rekten Einfluß auf die „Verbände" gesagt wird, daß aber dafür umsomehr über die 
,,Modernisierung" der Demokratie, über eine Parteien- und Parlamentsreform etc. 
gesagt wird. Dies ist die eine Seite. Die andere zielt darauf, die Schlüsselrolle des Un-

100 



ternehmers in dieser Gesellschaft zu wahren bzw. wiederherzustellen (vgl. a.a.O., S. 
762). Das Konzept setzt also bei der Stärkung des Staates und des Kapitals an, um 
über diesen Weg die Gewerkschaften zurückzudrängen. In den Begriffen Colin 
Crouch's: die „Formierte Gesellschaft" war eine rigide Formulierung einer Strategie 
des „Neo-laissez-faire", verknüpft mit autoritär-corporatistischen Elementen. Sollte 
in den 50er Jahren der Handlungsrahmen der Gewerkschaften eingegrenzt werden, 
war jetzt die Neubestimmung dieses Rahmens durch eine umfassende Re-Strukturie­
rung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse das Ziel. 

d) Wenn sozialdemokratische Politikkonzeptionen kurzerhand als „Varianten der 
korporativistischen ,Formierten Gesellschaft' " (vgl. Teil 2) bezeichnet werden, 
dann ist das nicht nur eine Fehlcharakterisierung und Fehleinschätzung des „CDU­
Plans", sondern zugleich ( und vor allem) auch eine Verkennung der spezifischen 
Merkmale der SPD-Modelle von gesellschaftlicher Politikorganisation. Selbst wenn 
nachgewiesen werden kann, daß eine SPD-Politik die gesellschaftspolitische Position 
der Unternehmer akzeptiert oder sie in bestimmten Phasen gar stärkt, wird kaum da­
von gesprochen werden können, daß sie auf eine Re-Strukturierung der gesellschaft­
lichen Kräfteverhältnisse zu Lasten der Gewerkschaften abzielt. Mehr noch: die 
Strategie staatlicher Gewerkschaftspolitik bzw. der staatlichen Politik industrieller 
Beziehungen, die mit dem Eintritt der SPD in die „Große Koalition" (I 966) einge­
leitet wurde, war insofern eine Alternative zum Programm der „F ormierten Gesell­
schaft", als sie auf die Etablierung von Verhandlungsstrukturen zwischen Gewerk­
schaften, Kapitalorganisationen und Staat orientiert war. Dies läßt sich durchaus als 
ein Wendepunkt im Verhältnis Gewerkschaften - Staat bezeichnen: erstmals in der 
Entwicklung der Bundesrepublik (und weiter gefaßt: seit der Weimarer Republik) 
fanden die Gewerkschaften ein Ausmaß staatlicher Kooperationsbereitschaft vor, 
wie es in anderen westeuropäischen Staaten t. T. schon vor Jahrzehnten entstanden 
war. Die Einrichtung der „Konzertierten Aktion der Einkommenspolitik" war nur 
das spektakulärste Beispiel einer ganzen Reihe von im Kern tripartistischen Verhand­
lungsstrukturen, die sich seit Mitte der 60er Jahre herausgebildet haben. Sie allein 
im Kontext einer keynesianisch orientierten ,,Neuen Wirtschaftspolitik" und nur als 
,Durchsetzungsformen' von staatlicher Politik zu sehen, wäre allerdings verkürzt. 
Diese Kooperationsformen sind .das Merkmal und ein Bestandteil einer staatlichen 
Politik, die die industriellen Beziehungen nicht nur durch Rahmensetzungen regulie­
ren will ( wie in den Süer Jahren), sondern sie permanent politisch beeinflussen und 
lenken will. Das Feld der industriellen Beziehungen ist zu einem besonderen Bereich 
staatlicher Politik geworden. Damit unterscheidet sich diese Politikform von einer 
,,liberalen Grundrichtung", wie sie von Crouch bezeichnet worden ist. 

Läßt sich diese Politikform im Sinne eines „gesellschaftlichen" bzw. ,,bargain­
ed corporatism" interpretieren; läßt sich also für die Bundesrepublik ein , weitrei­
chender systematischer Prozeß der Herausbildung korporativer Strukturen' beob­
achten, wie ihn Panitch als Folge von Vollbeschäftigung, staatlicher Einkommens­
politik und notwendiger gewerkschaftlicher Beteiligung daran annimmt ( vgl. Teil 
3 .4.)? Der Hinweis auf die Entstehung tripartistischer Kooperationsformen auf Lei-
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tungsebene würde für die Bejahung dieser Frage nicht ausreichen, da er die „Mobili­
sierung und soziale Kontrolle auf der Massenebene" (Panitch) als zweite ,Kompo­
nente' eines (gesellschaftlichen) Korporatismus noch nicht berücksichtigt. Für diese 
zweite ,Komponente' gibt es in der Bundesrepublik allerdings genügend Evidenz. 
Als erstes ist darauf zu verweisen, daß der Unterschied etwa zu Großbritannien darin 
besteht, daß in Westdeutschland bereits vor der Herausbildung eines möglichen „ge­
sellschaftlichen corporatism" ein breites Instrumentarium zur rechtlichen Regulie­
rung industrieller Beziehungen entstanden war. Darauf können alle kooperativen 
Strategien des Staates im Bereich der industriellen Beziehungen „aufbauen". Die 
Entwicklung in Westdeutschland seit 1966 hat jedoch gezeigt, daß die Elemente 
,,rechtliche Regulierung" und „Kooperation auf Leitungsebene" nicht ausreichen. 
Daher, d. h. aus den Erfahrungen mangelnder Durchsetzbarkeit tripartistisch auf 
Leitungsebene gefaßter Entscheidungen, lassen sich die gesellschaftlichen und poli­
tischen Formierungsprozesse seit der Regierungsübernahme durch die SPD erklä­
ren. Dabei kann jedoch nicht von einer Strategie gesprochen werden, die die ge­
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse zu Gunsten des Kapitals verändern will; dahin­
ter steckt eine sozialdemokratische Vorstellung einer staatlichen Moderation gesell­
schaftlicher Entwicklung und Auseinandersetzung, die auf eine Unterordnung der 
gesellschaftlichen Gruppen unter staatlich formulierte Imperative der Gesellschafts­
und Wirtschaftspolitik angewiesen ist. Diese Unterordnung wird zu einem staatli­
chen Ziel des „bargaining". ,,Bargained corporatism" kann also nicht nur als staatli­
che Beteiligung am „Verteilungskonflikt" gesehen werden (wie Lehmbruch meint, 
vgl. Teil 3.3.), er greift viel weiter. Für die Bundesrepublik wird das besonders deut­
lich in der Konzeption einer „aktiven Strukturpolitik" (Scharpf/Hauff), die von 
dem „Grundgedanken" ausgeht, ,,daß bis in den letzten Winkel der Volkswirtschaft 
hinein Kapital und Arbeit unter einen staatlich durchgedrückten Modernisierungs­
und Mobilitätszwang gesetzt werden sollen" (Narr/Offe 1976, S. 19). 

e) Selbst wenn sich, wie z. Z. in der Bundesrepublik, Tendenzen zu einer autoritä­
ren Absicherung eines solchen „bargained corporatism" ver.stärken, ist diese Poli­
tikform keineswegs stabil (und die autoritären Tendenzen können geradezu als 
Ausdruck von Instabilität aufgefaßt werden). 'Ein „bargained corporatism", auch 
wenn er noch so sehr ,staatlich überhöht' wird, beinhaltet immer ein fragiles Ver­
hältnis von Lohnarbeit und Kapital. Eine staatliche Politik industrieller Beziehun­
gen bekommt die Widersprüche, die in ihnen liegen, nicht in den Griff; z. T. verla­
gern sie sich in die staatliche Politik hinein. Für die Sozialdemokratie als Regierungs­
partei äußert sich dies insbesondere in einem immer wieder durchbrechenden Span­
nungsverhältnis zu den Gewerkschaften, auf das die Partei mit einer ganzen Reihe 
von organisatorischen und politischen Anstrengungen reagierte und reagiert (vgl. 
Hella Kastendiek 1978). Das mögliche Ausscheren der Gewerkschaften aus korpora­
tiven Arrangements ist jedoch nur eine Seite der Instabilität korporativer Struktu­
ren. Die andere ist die tendenzielle Rücknahme korporativer Strukturen durch den 
Staat bzw. ihre Aufkündigung dur~h das Kapital. Besonders deutlich wird dies z. Z. 
in Großbritannien, wo die konservative Thatcher-Regierung eine umfassende Wen-
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dung zu einer rigiden Politik des „neo-laissez-faire" konzipiert und teilweise auch 
schon durchgesetzt hat, kombiniert mit neuen Versuchen einer anti-gewerkschaftli­
chen Gesetzgebung. Ob aus dieser Polarisierung ein neuer „social contract" zwi­
schen den britischen Gewerkschaften und der Labour Party resultieren wird, bleibt 
abzuwarten. 

In der Bundesrepublik könnten die Initiativen der CDU und FDP zu einer 
„Verbände"-Gesetzgebung, d. h. zu einer direkten Regulierung gewerkschaftlicher 
Organisation, wie sie selbst im Programm der „Formierten Gesellschaft" noch nicht 
ausformuliert war, die „Biedenkopf'-Kampagne gegen die Gewerkschaften und die 
„Stoiber-Papiere" der CSU gerade zu einer erneuten Stabilisierung von Struktm1\n 
eines „bargained corporatism" führen, weil sie für die Gewerkschaften immer noch 
eine relativ bessere Konstellation bedeuten. 
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